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Nachdem sich die französische Re-
gierung im Oktober 2007 verpflich-
tete, die Armut bis 2012 um ein 
Drittel zu reduzieren, muss sie dem 
Parlament nun jährlich einen de-
taillierten Bericht vorlegen, in dem 
die Fortschritte bei der Umsetzung 
dieses Ziels in einem Punktesystem 
erfasst werden.

Das Punktesystem wurde in Ab-
sprache mit einer Vielzahl von Re-
gierungsstellen, Anspruchsgruppen 
und Fachleuten, darunter auch Ver-
treterInnen der EU, entwickelt. 

Schlüsselindikator des Punktesys-
tems ist die im Jahr 2007 „ver-
ankerte“ Armutsquote, wobei der 
Grenzwert bei 60% des durch-
schnittlichen Haushaltsäquivalenz-
einkommens liegt. 2007 lag dieser 
Wert bei 910 Euro pro Monat. Ziel 
ist es auch, die Armutsquoten bei 
niedrigeren Schwellenwerten (40% 
bzw. 50% des mittleren Einkom-
mens) sowie den Grad der Armut, 
also die Differenz zwischen dem 
mittleren Einkommen armer Haus-
halte und der 60-Prozent-Marke, 
zu verfolgen. Ein weiterer Indikator 
misst die Quote der Fixkosten (dé-
penses préengagées) von Personen 
im untersten Einkommensquintil.

Da Armut nicht nur eine Frage des 
Einkommens ist, misst das System 
darüber hinaus auch Fortschritte 
beim Zugang zu einer Vielzahl von 
Dingen des täglichen Bedarfs wie 

z. B. Beschäftigung, Wohnsituati-
on, Gesundheitsversorgung, allge-
meine und berufliche Bildung sowie 
Bankdienstleistungen. Ein weiterer 
Indikator gibt Aufschluss über fi-
nanzielle Schwierigkeiten/materi-
elle Entbehrung.

Alles in allem umfasst das Punkte-
system 32 Indikatoren, die sich auf 
elf thematische Ziele der Armuts-
bekämpfung beziehen. 

Am 17. Oktober 2009 legte die fran-
zösische Regierung im Parlament 
den ersten Fortschrittsbericht vor – 
genau eineinhalb Monate vor einer 
von Frankreich veranstalteten Peer 
Review über den Einsatz quantifi-
zierbarer Ziele und Instrumente zur 
Wirkungsmessung von Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Armut und so-
zialer Ausgrenzung ging.

Für eine Bewertung des Erfolgs 
der französischen Maßnahmen zur 
Armutsbekämpfung ist es derzeit 
noch zu früh; die Peer Review, die 
am 3. und 4. Dezember 2009 in 
Paris stattfand, bot den Teilneh-
merInnen jedoch Gelegenheit, über 
die Rolle von Indikatoren bei der 
Beobachtung und Bewertung sozi-
aler Ausgrenzung sowie über eine 
Reihe damit zusammenhängender 
Governance-Fragen, z. B. Partner-
schaften zwischen nationalen und 
lokalen Instanzen, und über die 
Einbeziehung der BürgerInnen zu 
diskutieren.

Neben dem Gastgeberland nahmen 
weitere zehn Länder an der Peer 
Review teil: Belgien, Bulgarien, Ir-
land, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Malta, die Niederlande, Portugal 
und Rumänien. Außerdem waren 
VertreterInnen der Europäischen 
Kommission, des EUROCHILD-
Netzwerks und des Europäischen 
Netzwerks gegen Armut (EAPN) 
anwesend.

Schlussfolgerungen

Eine der wichtigsten Schlussfolge-
rungen der Peer Review war, dass 
eine gesetzliche Festschreibung von 
quantifizierbaren Zielen und Indika-
toren in Hinblick auf Armutsredu-
zierung, wie sie in Frankreich vor-
genommen wurde, ein nützliches 
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Instrument sein kann, um bei Poli-
tikerInnen mehr Verbindlichkeit im 
Kampf gegen Armut zu erreichen.

Die TeilnehmerInnen betonten je-
doch, dass Indikatoren immer nur 
Mittel zum Zweck sein können und 
dass das Verfolgen von Indikatoren 
allein, ohne Gewährleistung ent-
sprechender Folgemaßnahmen vor 
Ort und auf allen staatlichen Ebe-
nen, nicht zur Verringerung von Ar-
mut beitragen wird. 

Einige TeilnehmerInnen wiesen auch 
auf die Gefahren im Zusammen-
hang mit quantifizierten Zielvorga-
ben hin, etwa dass Armutsaspekte, 
die nicht unmittelbar messbar sind, 
heruntergespielt werden oder dass 
„Gaming“ stattfindet – das heißt, 
Behörden konzentrieren sich auf 
Maßnahmen, die Ziele scheinbar 
umsetzen, anstatt auf solche, die 
dies tatsächlich tun.

Unterstrichen wurde auch, dass es 
wichtig ist, vorausschauende Daten 
zu sammeln, um sicherzustellen, 
dass sich die Maßnahmen zur Ar-
mutsbekämpfung auf dem neues-
ten Stand befinden. Allzu oft geben 
amtliche Statistiken nicht die ak-
tuelle Situation wieder. Dies kann 
dazu führen, dass effizientes Han-
deln erschwert wird und dass un-
angemessene bzw. zu ehrgeizige/
zu wenig ehrgeizige Ziele gesteckt 
werden. Innovative Datenerfas-
sungssysteme auf lokaler Ebene, an 
denen AkteurInnen beteiligt sind, 
die in direktem Kontakt zur Bevöl-
kerung stehen, sowie laufende Mo-
nitoring- und Bürgergremien sind 
Möglichkeiten, dem zu begegnen.

Darüber hinaus begrüßten die Teil-
nehmerInnen, dass ein Schwer-
punkt der französischen Strategie, 
sowohl in der Phase ihrer Formu-
lierung als auch während der Um-

setzung, auf umfassenden Kon-
sultationen, Partnerschaften mit 
Kommunen und lokalen Verbänden 
sowie der Einbeziehung von Men-
schen mit direkter Armutserfah-
rung liegt. Nach Einschätzung der 
TeilnehmerInnen ist diese Heran-
gehensweise für die Ermittlung und 
Anwendung der am besten geeig-
neten Indikatoren von entschei-
dender Bedeutung und außerdem 
ein wichtiger Faktor, um die Unter-
stützung der Bevölkerung für Maß-
nahmen zur Armutsbekämpfung zu 
gewinnen und so die PolitikerInnen 
anzuregen, mutigere Schritte zu 
unternehmen.

http://www.peer-review-social-inclusion.

eu/peer-reviews/2009/measuring-the-im-

pact-of-active-inclusion?set_language=de

Deutschland präsentiert System zum Schutz von schwangeren 
Frauen in Notsituationen
Angesichts dessen, dass jedes fünf-
te Kind nach wie vor Gefahr läuft, 
in die Armut abzugleiten, bleibt die 
Bekämpfung von Kinderarmut für 
die Europäische Union eine große 
Herausforderung und ist es kein 
Zufall, dass 2010 das Europäische 
Jahr zur Bekämpfung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung ist.  

In Deutschland gibt es seit 1984 
ein Programm, dessen Ziel es ist, 
schwangeren Frauen in Notlagen 
(z. B. fehlendes oder geringes 
Einkommen, häusliche Gewalt, Al-
leinerzieherinnen) dabei zu helfen, 
sich finanziell auf die Geburt ihres 
Kindes vorzubereiten.

Im Rahmen dieses Programms, 
das von der Bundesstiftung „Mutter 
und Kind“ durchgeführt wird, er-
halten Frauen eine Unterstützung 
von durchschnittlich 600 Euro, die 
ihnen dabei helfen soll, die Kosten 
für Kleidung und Pflege ihres Kin-
des zu bestreiten.

Die Mittel werden nicht direkt von 
der Bundesstiftung ausgezahlt, 
sondern über 11 auf Landesebene 
angesiedelte Stiftungen und Wohl-
fahrtsverbände kanalisiert. Die 
entsprechenden Länderstellen be-
streiten ihre Verwaltungs- und Per-
sonalkosten selbst, wodurch sicher-
gestellt ist, dass alle Bundesmittel 
direkt bei den Hilfeempfängerinnen 

ankommen. Die Länderstellen kön-
nen auch eigene Systeme zur Mit-
telbeschaffung aufbauen, um die 
Unterstützung auf andere Personen 
in Not, die keinen Anspruch auf Un-
terstützung aus der Bundesstiftung 
haben, auszuweiten. 

Das deutsche System versucht, 
möglichst unbürokratisch zu agie-
ren, und gewährt finanzielle Hilfen 
zusätzlich zu eventuellen Leistun-
gen der sozialen Fürsorge oder der 
staatlichen Arbeitslosenunterstüt-
zung, deren Auszahlung sich häu-
fig verzögert. Neben finanzieller 
Unterstützung erhalten schwange-
re Frauen in den örtlichen Schwan-

http://www.peer-review-social-inclusion.eu/peer-reviews/2009/measuring-the-impact-of-active-inclusion?set_language=de
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	Unterstützung von Familien in finanziellen 
Notlagen

Die brandenburgische Landesstiftung „Hilfe für Familien in Not“, der die Teilneh-

merInnen der Peer Review einen Besuch abstatteten, leistet im Auftrag der Bun-

desstiftung „Mutter und Kind“ seit 18 Jahren Zahlungen an schwangere Frauen. 

Dank der von der Bundesstiftung zur Verfügung gestellten Mittel in Höhe von 

3,6 Millionen Euro konnte die brandenburgische Einrichtung im Jahr 2008 durch-

schnittlich 462 Euro an fast 7800 schwangere Frauen auszahlen.

Im Gegensatz zur Bundesstiftung, die sich ausschließlich um schwangere Frauen 

in Notlagen kümmert, bietet die brandenburgische Stiftung zusätzliche finanzielle 

Unterstützung, die das gesamte Spektrum von Problemen abdeckt, mit denen 

Familien, in denen Kinder aufwachsen, konfrontiert sind. 

Sie tut dies dank zusätzlicher Finanzmittel, die aus unterschiedlichen Quellen, 

darunter auch Sammelaktionen und Spenden, stammen und sich im Jahr 2008 

auf 125.000 Euro beliefen.

Die Unterstützung der brandenburgischen Stiftung kann in unterschiedlichen 

finanziellen Notlagen, etwa bei Langzeitarbeitslosigkeit, drohender Obdachlo-

sigkeit, Unfall, Tod eines Familienangehörigen, Krankheit oder Scheidung, zum 

Einsatz kommen. 2008 gingen bei der Stiftung 363 Anträge auf Unterstützung 

aus stiftungseigenen Mitteln ein. 316 Anträge wurden genehmigt, wobei den be-

günstigten Personen im Durchschnitt 450 Euro zuerkannt wurden. Dieses Geld 

wird nicht nur dafür verwendet, die Bedürfnisse von Kindern abzudecken, sondern 

auch dafür, Mieten, Energiekosten oder sogar Klassenfahrten zu bezahlen.

Neben der Bereitstellung finanzieller Hilfe bemüht sich die Landesstiftung auch 

darum, Einfluss auf die nationale Politik und Gesetzgebung zu nehmen. Ein ein-

drucksvolles Beispiel liegt drei Jahre zurück, als es der Stiftung gelang, Politike-

rInnen davon zu überzeugen, dass die Kosten der Grundschulausstattung von der 

Arbeitslosenunterstützung abgedeckt werden sollten. 

 

gerschaftsberatungsstellen auch 
nichtfinanzielle Hilfe und Beratung.

Mit einem im Bundeshaushalt fest-
gelegten jährlichen Budget von min-
destens 92 Millionen Euro (2009: 
97 Millionen Euro) unterstützt die 
Bundesstiftung derzeit ungefähr 
jede fünfte schwangere Frau. Und 
mit einem Anteil der von Armut be-
drohten Kinder von zurzeit knapp 
14% gehört Deutschland bei der 
Kinderarmut zu den erfolgreichsten 
Ländern der EU.  

Die Peer Review, die am 21. und 22. 
Januar 2010 in Berlin stattfand, bot 
somit der Bundesstiftung „Mutter 

und Kind“ und dem Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend eine gute Gelegenheit, 
ihre Erfahrungen mit ExpertInnen 
aus benachbarten Ländern zu tei-
len, aber auch Bereiche für Verbes-
serungen in der deutschen Vorge-
hensweise auszuloten.

Neben dem Gastgeberland betei-
ligten sich sechs weitere Länder 
– Bulgarien, Dänemark, Griechen-
land, Ungarn, Italien und Serbien 
– an der Peer Review und steuerten 
Informationen über ihre jeweiligen 
nationalen Systeme bei. Auch EU-
ROCHILD, der Bund der Familien-
organisationen in der Europäischen 

Union (COFACE), das Europäische 
Soziale Netzwerk (ESN) sowie ein 
thematischer Experte aus den Nie-
derlanden und eine Vertreterin der 
Europäischen Kommission nahmen 
an dem Treffen teil.

Schlussfolgerungen

Nachdem eineinhalb Tage lang aus-
führliche Gespräche geführt worden 
waren und zwei Vor-Ort-Besuche 
stattgefunden hatten, stimmten die 
TeilnehmerInnen allgemein darin 
überein, dass die Bundesstiftung 
bei der Umsetzung ihrer grundle-
genden Ziele erfolgreich ist. 

Die TeilnehmerInnen waren jedoch 
der Meinung, das Programm könn-
te darüber hinaus einen Beitrag zu 
dem umfassenderen Ziel der akti-
ven Eingliederung leisten, indem 
es auch andere Zielsetzungen – z. 
B. Integration in den Arbeitsmarkt 
– berücksichtigt, die manchmal mit 
den Zielsetzungen der Elternunter-
stützung im Widerspruch stehen 
können. 

Vor diesem Hintergrund wurde vor-
geschlagen, die Bundesstiftung sol-
le eine größere Rolle übernehmen, 
wenn es darum geht, Frauen, die 
die Stiftung um Hilfe bitten, zu stär-
ken und dabei zu unterstützen, ihr 
Potenzial für eine aktive Teilnahme 
an der Gesellschaft zu entwickeln. 
Eines der Ziele der Stiftung besteht 
darin, „Türen zu öffnen“ und die 
Frauen auf eine Reihe von Hilfsan-
geboten und Selbsthilfemöglichkei-
ten hin zu orientieren, die ihnen 
andernfalls vielleicht verschlossen 
oder unbekannt bleiben würden. 
Tatsächlich ist es jedoch so, dass 
derzeit wenig Energie darauf ver-
wendet wird, zu prüfen, inwiefern 
dieser Programmteil erfolgreich zur 
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Verbesserung der allgemeinen Le-
bensqualität der Hilfeempfängerin-
nen beiträgt.

Mehr noch: Einige TeilnehmerInnen 
wiesen darauf hin, dass Kontrollen 
im Zusammenhang mit den an die 
Hilfeempfängerinnen geleisteten 
Zahlungen fehlen. Die Bundesstif-
tung gab zu, dass die Gefahr eines 
gewissen Missbrauchs existiert, 
unterstrich jedoch die Wichtigkeit 
der flexiblen und unbürokratischen 
Funktionsweise des Systems – eine 
Sichtweise, die von den Teilneh-
merInnen der Peer Review weitge-
hend geteilt wurde.

Jenseits dieser Überlegungen wur-
de die im Rahmen des Programms 
geförderte Philosophie des frühzei-
tigen Eingreifens als ein besonders 
überzeugendes Merkmal des deut-
schen Systems gewertet. Die Tat-
sache, dass Beratungsstellen wie 
der Verein „Donum Vitae“, dem die 
TeilnehmerInnen der Peer Review 
einen Besuch abstatteten, ermu-
tigt werden, sich weit vor der Ge-
burt kostenlos zu engagieren, kann 
– so wurde geäußert – dazu bei-
tragen, das Risiko zu verringern, 
dass ein Kind später ausgesetzt 
wird, und die finanzielle Lücke zu 
überbrücken, die unter Umständen 
entsteht, bevor Kindergeld ausge-
zahlt wird – ein angesichts der der-

zeitigen Wirtschaftslage besonders 
wichtiger Aspekt. 

Nach Auffassung der TeilnehmerIn-
nen könnten lokale Beratungs-
stellen dank ihres umfangreichen 
Erfahrungsschatzes insbesondere 
bei der Politikgestaltung und der 
Entwicklung innovativer Lösungen 
für besonders gefährdete Gruppen  
(z. B. Roma oder minderjährige El-
tern) eine größere Rolle spielen.

http://www.peer-review-social-inclusion.eu/

peer-reviews/2009/federal-foundation-mother-

and-child-for-pregnant-women-in-emergency-

situations?set_language=de

	2010 Peer Reviews

27-28.5.2010 Ungarn
Eingliederungshilfe für Kinder in benachteiligten ländlichen Umfeldern – 

Kleingebiet Szécsény, Ungarn 

29.6.2010 Rumänien Gesamtqualitätssicherung in der Erbringung von Sozialdienstleistungen 

30.9-1.10.2010 Deutschland Sicherstellung hochwertiger Langzeitpflege in Heimen  

7-8.10.2010 Spanien Programm zur Entwicklung lokaler Eingliederungspläne – Katalonien  

4-5.11.2010 Portugal Gestaltung einer ganzheitlichen und partizipativen Obdachlosenstrategie 

18-19.11.2010 Norwegen Erfolgreiche Arbeitsmarktintegration von MigrantInnen 

2-3.12.2010 Finnland Nationales Programm zur Eindämmung von Langzeitobdachlosigkeit

18-19.1.2011
Vereinigtes 

Königreich
Ein guter Platz zum Altwerden: Nationales/lokales Abkommen 
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